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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 

zu dem Jahresbericht 1978 des Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages 
— Drucksache 8/2625 — 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Jahresbericht 1978 des Wehrbeauftragten — Drucksache 8/2625 — wird 
zur Kenntnis genommen. 

2. Der Bundestag dankt dem Wehrbeauftragten für seine Arbeit im Berichtsjahr. 

3. Die in dem Bericht enthaltenen Empfehlungen werden — soweit sie nicht be-
reits erledigt sind — der Bundesregierung zur Prüfung, Erwägung und mög-
lichen Beachtung zur Kenntnis gebracht. Die Bundesregierung wird ferner ge-
beten, nicht nur den Jahresbericht des Wehrbeauftragten, sondern auch die 
Stellungnahme des Bundesministers der Verteidigung dazu sowie die Ergeb-
nisse der Beratungen des Deutschen Bundestages der Truppe zugänglich zu 
machen. 

Bonn, den 20. Juni 1979 

 

Der Verteidigungsausschuß 

Dr. Wörner 

Vorsitzender 

Ernesti 	Horn 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Ernesti und Horn 

I. Allgemeines 

Der Wehrbeauftragte legte seinen Jahresbericht 1978 
gemäß § 2 Abs. 3 des Gesetzes über den Wehrbeauf-
tragten des Bundestages am 6. März 1979 vor. Der 
Bericht wurde in der 155. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 18. Mai 1979 an den Verteidigungs-
ausschuß überwiesen. Dieser behandelte den Jahres-
bericht 1978 in seiner Sitzung am 13. Juni 1979 und 
stimte der Beschlußempfehlung einstimmig zu. 

Der Verteidigungsausschuß begrüßt es, daß es in 
diesem Jahr möglich war, den Jahresbericht des 
Wehrbeauftragten noch vor der parlamentarischen 
Sommerpause im Ausschuß zu beraten. Dabei hat 
der Ausschuß die Kapitel des Jahresberichts, die die 
sozialen Belange der Soldaten der Bundeswehr be-
handeln, zurückgestellt, da er sich noch vor der par-
lamentarischen Sommerpause auf der Grundlage des 
Berichts der im Bundesministerium der Verteidigung 
gebildeten Koordinierungsgruppe Sozialmaßnahmen 
der Bundeswehr mit der sozialen Situation der Sol-
daten befassen wird . 

Der Verteidigungsausschuß dankt dem Wehrbeauf-
tragten und den Angehörigen seines Amtes für den 
Bericht und für ihre Tätigkeit im Berichtsjahr. 

II. Zur Beratung des Jahresberichts im einzelnen 

Grundsätze der Inneren Führung 

,Der Verteidigungsausschuß begrüßt, daß auch der 
vorliegende Jahresbericht wie auch die Stellung-
nahme des Bundesministeriums der Verteidigung 
der Inneren Führung in der Bundeswehr eine zen-
trale Rolle zuweisen. Die Innere Führung und die 
Durchsetzung ihrer Grundsätze sind immer wieder 
Schwierigkeiten ausgesetzt, wodurch kontroverse 
Diskussionen in Parlament und Öffentlichkeit ausge-
löst werden. Der Ausschuß versteht die Innere Füh-
rung als einen dynamischen Prozeß, der wie die Ge-
sellschaft selbst ständigen Veränderungen ausge-
setzt ist. Der Ausschuß begrüßt, daß die Praxis der 
Inneren Führung sich positiv entwickelt hat. 

Der Ausschuß weist erneut auf die Probleme hin, 
die die Bundeswehr aufgrund einer zu starken Ver-
bürokratisierung belasten. Er warnt davor, inner-
halb der Bundeswehr zu sehr reglementieren zu wol-
len. Der Ausschuß erwartet, daß er nach Auswertung 
der Ergebnisse der vom Bundesminister der Vertei-
digung berufenen Kommission zur „Stärkung der 
Führungsfähigkeit und Entscheidungsverantwortung 
in der Bundeswehr" mit diesen unverzüglich befaßt 
wird und der Bundesminister der Verteidigung ge-
eignete Maßnahmen ergreift, bürokratische Hemm-
nisse abzubauen, um die Entscheidungsfreudigkeit 
in der Bundeswehr wieder stärker zu beleben. 

Grundrechte der Soldaten 

Der Verteidigungsausschuß hat mit Sorge die im 
Jahresbericht des Wehrbeauftragten aufgeführten 
Fälle von Grundrechtsverletzungen zur Kenntnis ge-
nommen, zumal sie überwiegend darauf zurückzu-
führen sind, daß langjährige Vorgesetzte ihre Auf-
sichtspflicht in der Truppe nicht ausreichend wahr-
genommen haben. Die aufgeführten Einzelfälle ent-
sprechen nicht generell der Wirklichkeit in der Bun-
deswehr. Der Verteidigungsausschuß bedauert dar-
über hinaus, daß die Art und Weise der öffentlichen 
Erörterung einzelner Fälle von Alkoholmißbrauch 
zu der irrtümlichen Unterstellung geführt hat, diese 
Einzelfälle seien für die Bundeswehr repräsentativ. 

Politische Bildung 

Der Verteidigungsausschuß bekräftigt seine Auffas-
sung, daß die politische Bildung innerhalb der Bun-
deswehr auch weiterhin eine zentrale Aufgabe ist. 
Er warnt jedoch davor, der politischen Bildung bei 
den Grundwehrdienst leistenden Soldaten zu große 
Ansprüche zu stellen. In 15 Monaten können nicht 
frühere Versäumnisse in Elternhäusern und Schulen 
aufgearbeitet werden. 

Der Ausschuß begrüßt die vom Bundesminister der 
Verteidigung vorgesehenen Maßnahmen zur Ver-
besserung einer praxisbezogeneren Ausbildung der 
Offiziere sowie einer intensiveren Vermittlung von 
Anteilen bei der Ausbildung in Methodik, Innerer 
Führung und Menschenführung bei Unteroffizieren 
durch die Schule der Bundeswehr für Innere Füh-
rung. 

Politische Betätigung 

Der Verteidigungsausschuß unterstreicht erneut, daß 
Soldaten, die Mandatsträger sind, keine Nachteile 
entstehen dürfen. Er geht davon aus, daß es möglich 
ist, die jeweiligen Dienstpläne und die aus dem 
Mandat erwachsenden zeitlichen Belastungen flexi-
bel in Einklang zu bringen. 

Versetzung verheirateter Wehrpflichtiger 

Der Verteidigungsausschuß begrüßt erkennbare Be-
mühungen der Wehrersatzbehörden, verheiratete 
Wehrpflichtige nach Möglichkeit heimatnah einzu-
berufen. Er fordert das Bundesministerium der Ver-
teidigung auf, weiterhin bestrebt zu sein, Härten 
zu mindern. 

Vorzeitige Entlassung wegen besonderer Härte 

Der Verteidigungsausschuß fordert das Bundesmini-
sterium der Verteidigung auf, die Verfahren bei vor-
zeitigen Entlassungen wegen besonderer Härte (§ 29 
Abs. 4 Nr. 1 Wehrpflichtgesetz) zu beschleunigen. 
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Wehrdienstbeschädigungsvedahren 

Der Verteidigungsausschuß unterstützt die Forde-
rung des Wehrbeauftragten an das Bundesministe-
rium der Verteidigung, zur Beschleunigung von 
Wehrdienstbeschädigungsverfahren eine entspre-
chende Neufassung des § 88 des Soldatenversor-
gungsgesetzes zu initiieren. 

Soziale Sicherung ehemaliger Soldaten 
bei Arbeitslosigkeit 

Der Verteidigungsausschuß begrüßt die Absicht des 
Bundesministeriums der Verteidigung, zur sozialen 
Sicherung ehemaliger Soldaten bei Arbeitslosigkeit 
Regelungen zu treffen, die dem Entwicklungshelfer

-

gesetz entsprechen. 

Bearbeitung von Anträgen und Beschwerden  

Der Verteidigungsausschuß bekräftigt, daß das Be-
schwerderecht des Soldaten und das Petitionsrecht 
zu seinen Grundrechten gehören und ihm dienstliche 
Nachteile nicht entstehen dürfen. 

Bonn, den 20. Juni 1979 

 Ernesti 	Horn 

Berichterstatter 




